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Sitzungsvorlage-Nr. 50/2895/XVII/ 2023

Gremium Sitzungstermin Behandlung
Ausschuss fiir Soziales und Wohnen 20.06.2023 offentlich
Tagesordnungspunkt:

Forderrichtlinie Notstrom Pflege

Sachverhalt:

Vor dem Hintergrund des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine ist die Frage der
Energieversorgung von Einrichtungen der kritischen Infrastruktur zunehmend in den Fokus
gerlckt. Dies betrifft nicht nur kurzfristige MaBnahmen, sondern auch Fragen der Vorsorge
fir mogliche langerfristige Stromausfalle von maximal 72 Stunden.

Zur sofortigen Unterstlitzung dieser Anstrengungen stellt das Land Nordrhein-Westfalen
daher in diesem Jahr aus dem Sondervermdgen ,Bewadltigung der Krisensituation in Folge
des russischen Angriffskriegs in der Ukraine" rund 39,5 Millionen Euro zur Férderung des
Aufbaus von Notstromanlagen in voll- und teilstationdren Einrichtungen der Pflege und
Einrichtungen der Eingliederungshilfe mit einem Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI
bereit.

Vollstationare Einrichtungen der Pflege und Einrichtungen der Eingliederungshilfe mit einem
Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI kdnnen in diesem Jahr auf Antrag eine pauschale
Forderung fir MaBnahmen zur Forderung des Aufbaus von Notstromanlagen in Hohe von
25.000 Euro erhalten, teilstationdre Einrichtungen (Tages- und Nachtpflegen) in Héhe von
10.000 Euro.

Die Antrage konnen seit dem 1. April 2023 unburokratisch bei den zusténdigen
Landschaftsverbdnden, die auch die Investitionskostenférderung bearbeiten, gestellt werden.
Forderfahig sind ab dem 1. Januar 2023 begonnene MaBnahmen, die bis zum 31. Dezember
2023 durchgefiihrt und abgerechnet werden. Die Landschaftsverbande stellen
Antragsvordrucke zur Verfligung und zahlen die Férderbetrage an die Einrichtungen aus.

Die Einrichtungen wurden seitens der Kreisverwaltung bereits Ende Marz Uber die
Forderrichtlinie informiert. Zudem hat am 09.05.2023 eine Videokonferenz mit den
Einrichtungsleitungen stattgefunden, um etwaige Fragestellungen rund um die
Antragstellung klaren zu kdnnen. AuBerdem wurde im Arbeitskreis der Einrichtungsleitungen
am 23.05.2023 eruiert, welche Einrichtungen bereits einen Antrag gestellt haben bzw.
beabsichtigen, einen solchen Antrag zu stellen. Im Ergebnis stehen die Einrichtungen der
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Richtlinie derzeit verhalten gegeniiber, da es momentan einerseits schwierig sei,
entsprechende Fachfirmen zu akquirieren, und andererseits entsprechende MaBnahmen
wahrscheinlich nicht bis Ende des Jahres abgeschlossen seien, was wiederum eine
Grundvoraussetzung der Forderung darstellt. Des Weiteren wiirden die Uber die Férderung
hinausgehenden Restkosten nicht von den 6rtlichen und Gber6rtlichen Tragern der Sozialhilfe
refinanziert.

Die Kreisverwaltung wird die Einrichtungen in den kommenden Monaten regelmaBig
hinsichtlich der Inanspruchnahme der Fordermittel befragen und begleiten sowie dem
Ministerium eine entsprechende Rickmeldung geben. Dem Ausschuss fiir Soziales und
Wohnen wird Uber die weiteren MaBnahmen in Pflegeeinrichtungen hinsichtlich eines
etwaigen Blackout-Szenarios Bericht erstattet.



	FLD_VONAME
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung

